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A. Einleitung 

Mit der vom Rat der Europäischen Gemeinschaft er- 
lassenen „Richthnie zur Verwirklichung des Grund- 
satzes der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen, die eine selbständige Erwerb Stätigkeit 
— auch in der Landwirtschaft — ausüben, sowie über 
den Mutterschutz" vom 11. Dezember 1986 werden 
die bislang erlassenen Gleichbehandlungsrichtlinien 
der Europäischen Gemeinschaften ergänzt. Ziel der 
Richtlinie ist die Lösung spezieller Probleme von 
Frauen, insbesondere in der Landwirtschaft, die eine 
selbständige Erwerbstätigkeit ausüben oder als mitar- 
beitende Ehegatten zur selbständigen Erwerbstätig- 
keit des Ehemannes beitragen. Im Vordergrund steht 
dabei die rechtliche Behandlung von mitarbeitenden 
Ehegatten ohne Gesellschafts- oder Arbeits vertrag im 
Hinblick auf Ansprüche im Bereich der sozialen 
Sicherheit. 


Nach Artikel 6 der Richthnie müssen die Ehegatten 
eines selbständig Erwerbstätigen, wenn sie nicht über 
den Sozialversicherungsschutz des selbständig Er- 
werbstätigen gesichert sind, die Möglichkeit haben, 
sich freiwilhg versichern zu können, soweit auch für 
den selbständig Erwerbstätigen ein entsprechendes 
System der sozialen Sicherheit besteht. Bei der Verab- 
schiedung der Richtlinie wurde von der deutschen 
Delegation zu Artikel 6 folgende Protokollerklärung 
abgegeben: 

„Die in Artikel 2 Buchstabe b genannten Ehegatten 
müssen zwar die Möglichkeit haben, in einen Sozial- 
versicherungsschutz freiwillig eintreten zu können. 
Dies bedeutet aber nicht, daß damit sämtliche denk- 
baren Risiken abgedeckt werden müssen; nationale 
Rechtsvorschriften können hier bestimmte Risiken 
ausnehmen. " 

Artikel 8 der Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaa- 
ten zu prüfen, ob und unter welchen Bedingungen 
selbständig erwerbstätige Frauen sowie mitarbei- 
tende Ehefrauen bei Schwangerschaft und Mutter- 
schaft Zugang zu Vertretungsdiensten bzw. sonstigen 
sozialen Diensten oder Geldleistungen im Rahmen 
eines Sozialversicherungssystems oder jedes anderen 
staatlichen Systems des sozialen Schutzes erhalten 
können. 


Auftrag des Deutschen Bundestages 

Ein früherer Vorschlag für die Richtlinie aus dem Jahr 
1984 enthielt — abweichend von der jetzigen Fassung 
der Richtlinie — u. a. die strikte Verpflichtung, für alle 
mithelfenden Ehegatten eigene Sozialversicherungs- 
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ansprüche sowie für die selbständigen und mithelfen- 
den Ehefrauen bei Schwangerschaft oder Mutter- 
schaft Ansprüche auf Vertretungsdienste oder auf 
eine Vergütung im Rahmen eines Systems des sozia- 
len Schutzes zu schaffen. Der Bundestagsausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung erörterte eingehend die von 
der Bundesregierung gegenüber dem Vorschlag vor- 
getragenen grundsätzlichen Bedenken und empfahl, 
der Richtlinie nicht zuzustimmen, da sie weitrei- 
chende Konsequenzen für die deutsche Sozialversi- 
cherung und den gesetzlichen Mutterschutz gehabt 
hätte. Gegen die Richtlinie, wie sie dann vom Rat 
erlassen wurde, bestehen keine Bedenken. Sie führt 
auch nicht zu Umsetzungsbedarf im deutschen Recht. 
Um das Problemfeld genauer beurteilen zu können, 
hielt der Ausschuß einen Bericht der Bundesregierung 
für erforderlich. Der Deutsche Bundestag hat daher 
mit Beschluß vom 16. Mai 1986 die Bundesregierung 
aufgefordert, 

dem Deutschen Bundestag einen Bericht über die 
Möglichkeit der sozialrechtlichen Einbeziehung 
von mithelfenden Ehegatten in das bestehende Sy- 
stem der sozialen Sicherung und mögliche Lücken 
in der sozialen Sicherung dieses Personenkreises 
vorzulegen *). 


B. Sozialrechtliche Stellung mithelfender 

Ehegatten von selbständig Erwerbstätigen in 
den einzelnen Versicherungszweigen 

I. Systeme der Altersversorgung und des 
Invaliditätsschutzes 

1. Nach dem Beschluß des Deutschen Bundestages 
sind Gegenstand dieses Berichts die mithelfenden 
Ehegatten. Im Bereich der Altersversorgung 
kommt dem Begriff „mithelfender Ehegatte" eine 
umfassende Bedeutung zu. Er erfaßt alle Ehegat- 
ten, die auf Grund eines Gesellschafts Verhältnisses 
oder eines Arbeitsverhältnisses oder im Rahmen 
der familienbedingten Zusammengehörigkeit an 
der selbständigen Erwerbstätigkeit des anderen 
Ehegatten beteiligt sind. 

Sind die Ehegatten ein Gesellschaf tsverhältnis ein- 
gegangen, so haben beide den Status eines selb- 
ständig Erwerbstätigen. In diesem Fall gilt für sie 
wie auch für alle übrigen Selbständigen der in un- 
serem System der sozialen Sicherheit maßgebende 
Grundsatz, daß die Entscheidung für ein eigenver- 
antwortliches Tun im Erwerbsleben die eigenver- 
antwortliche Vorsorge für die soziale Absicherung 
im Alter oder im Fall der Invalidität mitumfaßt. Der 
Gesetzgeber hat auch für Selbständige ausrei- 
chende Möglichkeiten einer Absicherung des 
Alters- und Invahditätsrisikos in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, teilweise auch in berufs- 
standsbezogenen Versicherungssystemen, bereit- 


*) Vgl. Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 10/217 über die 
217, Sitzung am 16. Mai 1986, sowie Beschlußempfehlung 
und Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
des Deutschen Bundestages vom 14. Mai 1986 — Druck- 
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gestellt. Jeder Selbständige kann in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung freiwillige Bei- 
träge (nach § 1233 Reichsversicherungsordnung 
— RVO — , § 10 Angestelltenversicherungsgesetz 
— AVG — ) entrichten oder sich innerhalb einer 
Frist von zwei Jahren nach Aufnahme der selbstän- 
digen Erwerbstätigkeit auf Antrag pflichtversi- 
chern (§ 1227 Abs. 1 Nr. 9 RVO, § 2 Abs. 1 Nr. 11 
AVG). Wenn sich der Selbständige für die Pflicht- 
versicherung auf Antrag entscheidet, ist er zum 
einen — wie grundsätzlich grundsätzlich alle kraft 
Gesetzes Pflichtversicherten — zur regelmäßigen 
und einkommensgerechten Beitragsentrichtung 
verpflichtet; zum anderen steht ihm wie den kraft 
Gesetzes Pflichtversicherten prinzipiell das ge- 
samte Leistungsspektrum der gesetzlichen Renten- 
versicherung offen. Insbesondere lassen sich der 
Invahditätsschutz, die Anrechnung beitragsloser 
Zeiten (Ersatz-, Ausfall- und Zurechnungszeiten) 
sowie die Gewährung vorgezogener Altersruhe- 
gelder erreichen. Sofern für Selbständige eine ge- 
setzliche Versicherungspflicht besteht (z. B. Hand- 
werker, Künstler), werden — bei Vorliegen der 
entsprechenden Vorauss€itzungen (z. B. Hand- 
werksmeister, Künstlereigenschaft) — von dieser 
Versicherungspflicht auch die Ehegatten erfaßt, 
die gemeinsam mit dem anderen Ehegatten als 
Mitunternehmer am Betrieb beteiligt sind (§ 1 
Abs. 1 Satz 2 Handwerkerversicherungsgesetz, 
§§ 1 und 2 Künstlersozialversicherungsgesetz). 

Derjenige mithelfende Ehegatte, der mit dem an- 
deren Ehegatten ein abhängiges Beschäftigungs- 
verhältnis eingegangen ist, hat in vollem Umfang 
die rentenversicherungsrechthche Stellung eines 
Arbeitnehmers inne; die für ihn früher bestehende 
Versicherungsfreiheit ist bereits seit 1967 beseitigt. 
Die durch die Arbeitnehmerstellung ausgelöste 
Versicherungspflicht begründet beitragsrechtlich 
die Verpflichtung zur regelmäßigen und entgeltab- 
hängigen Beitragszahlung, an der sich der andere 
Ehegatte grundsätzlich zur Hälfte zu beteiligen 
hat, und leistungsrechtlich die Möglichkeit, bei 
Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen 
alle Leistungen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung in Anspruch nehmen zu können. 

Für den Ehegatten, der seine Mithilfe nicht auf 
gesellschafts- oder arbeitsvertraglicher Basis, son- 
dern allein aufgrund der familienbedingten Zu- 
sammengehörigkeit in das Unternehmen des ande- 
ren Ehegatten mit einbringt, besteht wegen dieser 
Tätigkeit keine Möglichkeit der Pflichtversiche- 
rung. Aus diesem Grund und auch, weil gerade 
diese Form der Mithilfe Gegenstand des dem Be- 
richtsauftrag zugrundeliegenden EG -Richtlinien- 
vorschlags gewesen ist, wird für den Bereich der 
Altersversorgung allein derjenige Ehegatte als mit- 
helfender Ehegatte und damit als eigentlicher Be- 
richtsgegenstand angesehen, der seine Mithilfe 
ausschließlich aufgrund der familienbedingten Zu- 
sammengehörigkeit erbringt. 

2. Die sozialrechtliche Stellung des mithelfenden 
Ehegatten stellt sich in den einzelnen Systemen der 
Alters- und Invaliditätssicherung wie folgt dar: 
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a) Gesetzliche Rentenversicherung 

Seit 1972 hat der mithelfende Ehegatte die Mög- 
lichkeit, ohne jede Einschränkung freiwillige Bei- 
träge zur gesetzlichen Rentenversicherung zu ent- 
richten. Eine weitere Verbesserung seiner renten- 
rechtlichen Stellung wurde durch das Hinter- 
bliebenenrenten- und Erziehungszeiten-Gesetz 
(HEZG) erreicht, das am 1. Januar 1986 in Kraft 
getreten ist. Danach wird wahlweise Müttern oder 
Vätern für die Erziehung eines jeden Kindes ein 
Versicherungsjahr in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung rentenbegründend und rentensteigernd 
angerechnet. 

Die Schaffung eigener Ansprüche des mithelfen- 
den Ehegatten einschließlich InvaUditäts schütz, 
Anrechnung beitragsloser Zeiten und Inanspruch- 
nahme des vorgezogenen Altersruhegeldes mit 
Vollendung des 60. Lebensjahres für Frauen oder 
wegen Arbeitslosigkeit heße sich im geltenden 
Rentensystem nur durch eine Einbeziehung des 
mithelfenden Ehegatten in die P/iichfversicherung 
erreichen. 

Eine Versicherungspflicht des mithelfenden Ehe- 
gatten wäre — wie bei allen übrigen Pfüchtversi- 
cherten auch — untrennbar mit der Verpflichtung 
verbunden, grundsätzlich am Umfang der Mithilfe 
ausgerichtete Beiträge zur Rentenversicherung zu 
zahlen. Bei der Pflichtversicherung kann jedoch als 
konkret faßbare Bemessungsgrundlage für die 
Höhe der Beitragszahlung nur das vom Versicher- 
ten aufgrund seiner Beschäftigung erzielte Entgelt 
bzw. bei Selbständigen der aufgrund der selbstän- 
digen Erwerbstätigkeit erzielte Gewinn herange- 
zogen werden. Da es sich bei der Mithilfe auf der 
Grundlage der familienbedingten Zusammenge- 
hörigkeit aber um eine Tätigkeit handelt, die kei- 
nen Rechtsanspruch auf ein Arbeitsentgelt bzw. 
eine Gewinnbeteiligung begründet, fehlt es inso- 
weit an einer konkret faßbaren Bemessungsgrund- 
lage für die Beitragszahlung. 

Die Begründung einer allgemeinen Versiche- 
rungspfhcht für alle mithelfenden Ehegatten mit 
der Maßgabe einer einheitlichen Bemessungs- 
grundlage für die Beitragszahlung wäre sozialpoli- 
tisch nicht zu vertreten. Im Gegensatz zur Alters- 
hilfe für Landwirte, die nur eine Teilsicherung ge- 
währleistet (B. I.2.b), soll die gesetzliche Renten- 
versicherung grundsätzlich den erarbeiteten Le- 
bensstandard sicherstellen. Die Bemessungs- 
grundlage wäre entsprechend hoch anzusetzen 
und könnte dann zu einer unzumutbaren finanziel- 
len Belastung insbesondere der mithelfenden Ehe- 
gatten führen, die nur gelegentlich bzw. unregel- 
mäßig im Betrieb des anderen Ehegatten mitarbei- 
ten. Auch aus unternehmenspolitischer Sicht wäre 
eine derartige Maßnahme verfehlt, weil gerade 
kleine und mittlere Betriebe mit zusätzhchen, nicht 
selbst bestimmbaren Kosten belastet würden. 

Die soziale Absicherung der mithelfenden Ehegat- 
ten ist bereits nach dem geltenden Recht in de*r 
gesetzlichen Rentenversicherung möglich und 
führt auch unter sozialpolitischer wie unterneh- 


menspolitischer Betrachtung zu befriedigenden Er- 
gebnissen. 

Den Ehegatten ist es in eigenverantwortlicher 
Selbstbestimmung überlassen, darüber zu befin- 
den, ob die Beteiligung des mithelfenden Ehegat- 
ten an der Arbeit im Betrieb aufgrund eines Gesell- 
schaftsverhältnisses oder eines Arbeitsverhältnis- 
ses oder im Rahmen der familienbedingten Zusam- 
mengehörigkeit erfolgen soll. Diese Entschei- 
dungsfreiheit gibt den Ehegatten die Möglichkeit, 
die Form der Beteiligung des mithelfenden Ehegat- 
ten an der selbständigen Erwerbstätigkeit des an- 
deren Ehegatten entsprechend den jeweiligen un- 
ternehmerischen Gegebenheiten und entspre- 
chend dem Umfang der vom mithelfenden Ehegat- 
ten eingesetzten Arbeitskraft rechtlich auszuge- 
stalten. Je nach der von den Ehegatten getroffenen 
Entscheidung steht im System der gesetzlichen 
Rentenversicherung für die eigenständige Absi- 
cherung der sozialen Risiken des mithelfenden 
Ehegatten entweder die Pflichtversicherung oder 
die freiwillige Versicherung zur Verfügung. 

Unabhängig von den dargestellten Möglichkeiten 
einer eigenständigen Absicherung des Alters- und 
Invaliditätsrisikos des mithelfenden Ehegatten 
wird seine versorgungsrechtliche Position auch 
noch durch die Hinterbhebenenversorgung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung abgesichert. Ge- 
rade für den mithelfenden Ehegatten stellt das am 
1. Januar 1986 in Kraft getretene Hinterbliebenen- 
rentenrecht eine wichtige Ergänzung seiner eigen- 
ständigen Versorgung dar. Nach dem neuen Hin- 
terbliebenenrentenrecht erhalten Frauen und nun- 
mehr auch Männer nach dem Tod des versicherten 
Ehegatten eine Witwenrente oder Witwerrente in 
Höhe von 60 % der Versichertenrente des Verstor- 
benen (§§ 1264, 1268 RVO; §§41, 45 AVG). Sie 
reicht bei einem normalen Versicherungsverlauf 
des vorversterbenden Ehegatten zur Bestreitung 
des Lebensunterhalts des überlebenden Ehegatten 
aus. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner 
Entscheidung vom 6. Juni 1978 die Höhe der Hin- 
terbliebenenrente auch für mit dem Grundgesetz 
vereinbar erklärt. Zur Begründung führt es aus, daß 
bei der Bemessung der Hinterbhebenenleistung 
die Unterhaltsersatzfunktion der Hinterbhebenen- 
rente berücksichtigt werden muß. Denn auch zu 
Lebzeiten des vorverstorbenen Ehegatten kommt 
dem anderen Ehegatten nur ein Teil der Rente zu. 

Bei der neu eingeführten Anrechnung von eige- 
nem Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen bei 
der Bemessung der Höhe der Hinterbhebenen- 
rente (§ 1281 RVO, § 58 AVG) werden nur Er- 
werbseinkommen und Erwerbsersatzeinkommen 
aus öffentlich-rechtlichen Regel- und Sondersyste- 
men, nicht aber Einkünfte aus Vermögen, aus Ver- 
mietung oder Verpachtung sowie sonstige Ein- 
künfte — z. B. aus privaten Lebensversicherun- 
gen — berücksichtigt; die hier angesprochenen 
mithelfenden Ehegatten werden deshalb ihre Hin- 
terbliebenenrente in der Regel ungeschmälert be- 
ziehen können. 

In den Fällen, in denen der Ehegatte seine Mithilfe 
ausschließhch auf der Grundlage der familienbe- 
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dingten Zusammengehörigkeit erbringt, besteht 
die Möglichkeit der freiwilligen Versicherung und 
die dargestellte Sicherung über die Hinterbliebe- 
nenversorgung. Die Absicherung des Alters- und 
Invaliditätsrisikos des mithelfenden Ehegatten ist 
befriedigend, zumal sich die Betrachtung der ver- 
sorgungsrechtlichen Position des mithelfenden 
Ehegatten nicht auf seine rentenversicherungs- 
rechtliche Stellung beschränken darf, sondern 
auch seine familien- und erbrechtliche Stellung 
miteinbeziehen muß. 

Solange die Ehe und damit die partnerschaftliche 
Beziehung zwischen den Ehegatten besteht, darf 
davon ausgegangen werden, daß das Alters- und 
Invaliditätsrisiko des mithelfenden Ehegatten auf- 
grund seiner sich insbesondere aus dem familien- 
rechtlichen Unterhaltsanspruch ergebenden Teil- 
habe an den Einkünften des anderen Ehegatten 
abgesichert ist. Die Absicherung erfolgt vielfach 
über den Betrieb oder andere individuelle Siche- 
rungsmechanismen. Im Falle des Todes des selb- 
ständig erwerbstätigen Ehegatten ist der mithel- 
fende Ehegatte dann aufgrund seiner Erbenstel- 
lung gesichert. 

Bei einer Scheidung der Ehe sieht das Famihen- 
recht die Aufteilung des während der Ehezeit er- 
wirtschafteten Zugewinns (gesetzhcher Güter- 
stand der Gütertrennung mit Zugewinnausgleich) 
und der während der Ehezeit erworbenen Versor- 
gungsanwartschaften (Versorgungsausgleich) zu 
gleichen Teilen vor. Gerade für den Fall der Schei- 
dung der Ehegatten stellt also das Familienrecht 
Rechtsinstitute zur Verfügung, die die eigenstän- 
dige versorgungsrechtliche Absicherung des Ehe- 
gatten vorsehen, der während der Ehezeit keine 
Gelegenheit hatte, eigenes Vermögen oder eigene 
Versorgungsansprüche zu erwerben. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß 
das geltende Recht der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung — unter Wahrung der Entscheidungsfrei- 
heit des einzelnen — sehr weitgehende Möglich- 
keiten der sozialen Absicherung des mithelfenden 
Ehegatten eröffnet. Es steht damit im Einklang mit 
der vom EG -Ministerrat verabschiedeten Richtli- 
nie, die die grundsätzliche Einbeziehungsmöglich- 
keit des mithelfenden Ehegatten in das Sozialver- 
sicherungssystem ausreichen läßt, ohne eine Ver- 
pflichtung der nationalen Gesetzgeber aufzustel- 
len, sämthche denkbaren sozialen Risiken im Rah- 
men der gesetzlichen Sozialversicherungssysteme 
abzusichern, so daß in bezug auf die Altersversor- 
gung rechtlich kein Handlungsbedarf aufgrund der 
EG-Richtlinie besteht. 

b) Altershilfe für Landwirte 

Der Mitarbeit von Ehegatten im bäuerlichen Be- 
trieb wird in der gesetzlichen Alters- und Invahdi- 
tätssicherung der landwirtschafthchen Unterneh- 
mer bereits dadurch Rechnung getragen, daß ein 
verheirateter Unternehmer bei Bezug eines Alters- 
geldes aus der Altershilfe für Landwirte einen so- 
genannten Ehegattenzuschlag erhält (§ 4 Abs. 1 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte — GAL). 


Das bedeutet, daß das Altersgeld eines Verheirate- 
ten um die Hälfte höher ist als das eines Nichtver- 
heirateten. Die Altershilfe für Landwirte ist das ein- 
zige Sozialversicherungssystem, das die Leistun- 
gen unter Berücksichtigung des Familienstands er- 
bringt. Das 3, Agrarsoziale Ergänzungsgesetz vom 
20. Dezember 1985 führt diesen Gedanken konse- 
quent fort, indem es die Alterskasse gesetzlich ver- 
pflichtet, bei Neufällen ab 1. Januar 1986 ein Drit- 
tel des sonst an den berechtigten Altersgeldemp- 
fänger auszuzahlenden Betrages an dessen Ehe- 
gatten unmittelbar auszuzahlen {§ 29 Abs. 4 GAL). 
Im Regelfall ist dies die Landfrau. Voraussetzung 
dafür ist, daß der Ehegatte im früheren Betrieb 
hauptberuflich mitgearbeitet hat. 

Im übrigen gilt auch hier, daß es den Ehegatten in 
eigenverantwortlicher Selbstbestimmung überlas- 
sen bleibt, darüber zu befinden, ob die Beteiligung 
des mithelfenden Ehegatten aufgrund eines Ge- 
sellschaftsverhältnisses oder Arbeitsverhältnisses 
oder im Rahmen der familienbedingten Zusam- 
mengehörigkeit erfolgen soll. Betreiben die Ehe- 
gatten gemeinsam ein landwirtschaftliches Unter- 
nehmen, so hegt es weitgehend in ihrer Entschei- 
dung, eine Beitragspfhcht und damit Leistungsbe- 
rechtigung beider Ehegatten in der Altershilfe für 
Landwirte zu begründen. 

Darüber hinaus wird der Mitarbeit des Ehegatten 
des landwirtschafthchen Unternehmers durch 
zahlreiche weitere Regelungen des Systems der 
Altershilfe für Landwirte Rechnung getragen. Her- 
vorzuheben ist hierbei die Sonderregelung des 
landwirtschafthchen Alterssicherungssystems, wo- 
nach der überlebende Ehegatte Hinterbliebenen- 
rentenansprüche noch durch Beitragsleistungen 
nach dem Tode des Unternehmers begründen und 
der Höhe nach steigern kann {§ 3 Abs. 3 GAL). 
Diese eigene Beitragsleistung führt zugleich zur 
Begründung eines eigenen Anspruchs, wenn die 
Unternehmertätigkeit vom überlebenden Ehegat- 
ten weiter ausgeübt wird. 

Die Altershilfe für Landwirte bietet nur eine Teilsi- 
cherung, die erst durch zusätzhche Sicherungs- 
maßnahmen des Unternehmers und seines Ehegat- 
ten zur Lebensstandardsicherung erstarkt. Neben 
dem Altenteil aus dem bäuerlichen Betrieb stehen 
hier für u. a. die gesetzliche Rentenversicherung 
und die private Lebensversicherung zur Ver- 
fügung. Für den Ehegatten des Landwirts gel- 
ten daher auch die vorstehenden Ausführungen 
unter a). 

Die Bundesregierung und die sie tragenden Koali- 
tionsfraktionen haben eine grundsätzliche Reform 
des agrarsozialen Sicherungssystems (Altershilfe, 
Krankenversicherung und Unfallversicherung) an- 
gekündigt; Teil der vorbereitenden Diskussion da- 
für dürfte auch die soziale Sicherung des im bäuer- 
lichen Betrieb mithelfenden Ehegatten sein. 

c) Berufsständische Versorgungswerke 

Die Angehörigen verkammerter freier Berufe sind 
grundsätzlich für den Fall der Berufsunfähigkeit 
und des Alters aufgrund eines Gesetzes oder durch 
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Gesetz in öffentlich-rechthchen Versicherungs- 
und Versorgungseinrichtungen als Pflichtmitglied 
versichert, imd zwar unabhängig davon, ob sie ab- 
hängig beschäftigt oder selbständig tätig sind. Ent- 
scheidend ist die Zugehörigkeit zur jeweiligen Be- 
rufskammer. Für Berufsstandsangehörige im An- 
gestelltenverhältnis besteht die Möglichkeit, sich 
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung befreien zu lassen (§ 7 Abs. 2 
AVG); nur ausnahmsweise besteht ein Wahlrecht 
bei den berufsständischen Versorgungswerken. 

Für „berufsstandfremde" Personen ist dieser 
Zweig der sozialen Sicherung nicht zugänghch. 
Das geghederte System unserer Sozialversiche- 
rung öffnet jedoch dem mithelfenden Ehegatten, 
der nicht selbst Kammerangehöriger ist, dieselben 
Mögüchkeiten wie mithelfenden Ehegatten ande- 
rer Selbständiger. Es kann daher auf die Ausfüh- 
rungen zu a) Bezug genommen werden. 


II. Krankenversicherung 

1. Allgemeines System 

Auch der Schutz des mithelfenden Ehegatten im 
Krankheitsfall und bei Mutterschaft richtet sich da- 
nach, ob der Ehegatte auf gesellschaftsvertragh- 
cher oder arbeitsvertraglicher Grundlage oder im 
Rahmen der famihenbedingten Zusammengehö- 
rigkeit mitarbeitet. 

(1) Wie in den anderen Sozialversicherungszwei- 
gen werden die Ehegatten, die untereinander 
in einem Gesellschaf tsverhältnis stehen, als 
selbständig Erwerbstätige angesehen. Für die- 
sen Personenkreis besteht grundsätzlich keine 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung. Versicherimgsberechtigt sind, 
d. h. der gesetzlichen Krankenversicherung 
freiwilhg beitreten können sie nach den allge- 
mein geltenden Vorschriften, insbesondere in- 
nerhalb von 3 Monaten nach Beendigung einer 
vorhergehenden Pflichtmitgliedschaft. 

Die einzelne Krankenkasse kann die Leistun- 
gen an Versicherungsberechtigte durch Sat- 
zungsrecht einschränken {§ 44 Abs. 2 Fünftes 
Buch Sozialgesetzbuch — SGB V). Die Beiträge 
sind dann entsprechend zu ermäßigen (§ 243 
SGB V). Schheßt die Satzung der Kasse die 
Krankengeldleistung aus, erhält eine Versiche- 
rungsberechtigte auch kein Mutterschaftsgeld 
(§ 200 Abs. 1 RVO). In diesen Fällen erhält die 
Betreffende Mutterschaftsgeld als einmalige 
Leistung in gesetzlich festgelegter Höhe von 
150 DM (§ 200b RVO). 

Die einzelne Krankenkasse kann also entschei- 
den, ob sie für Versicherungsberechtigte auch 
den Einkommensverlust bei Krankheit und 
Mutterschaft in ihren Versicherungsschutz ein- 
bezieht. Auf diese Weise wird der Sonderstel- 
lung der Versicherungsberechtigten, insbeson- 
dere der Selbständigen, in der gesetzhchen 


Krankenversicherung Rechnung getragen. Es 
bestehen keine Bedenken, diese Regelung 
auch auf einen mithelfenden Ehegatten anzu- 
wenden, dessen Tätigkeit auf einem Gesell- 
schaftsvertrag beruht. 

Im übrigen haben auch freiwillig Versicherte 
Anspruch auf folgende Leistungen bei Schwan- 
gerschaft und Mutterschaft {§§ 195 ff. Reichs- 
versicherungsordnung — RVO): 

1. ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe, 

2. Versorgung mit Arznei-, Verband- und Heil- 
mitteln, 

3. stationäre Entbindung, 

4. häusliche Pflege, 

5. Haushaltshüfe. 

(2) Hat der mithelfende Ehegatte mit dem anderen 
Ehegatten einen Arbeitsvertrag geschlossen, 
hat er den vollen Krankenversicherungsschutz 
eines Arbeitnehmers in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung. Er enthält auch Krankengeld 
und Mutterschaftsgeld nach § 13 Abs. 1 Mut- 
terschutzgesetz (MuSchG). Mithelfende Ehe- 
frauen, die nicht Mitglied der gesetzhchen 
Krankenversicherung sind, haben Anspruch 
auf Mutterschaftsgeld nach § 13 Abs. 2 
MuSchG. 

(3) Arbeitet der Ehegatte im Rahmen der famüien- 
bedingten Zusammengehörigkeit mit, gilt fol- 
gendes: 

a) Ist der andere Ehegatte MitgÜed der gesetz- 
lichen Krankenversicherung, besteht für 
den mithelfenden Ehegatten ein Kranken- 
versicherungsschutz im Rahmen der Famih- 
enversicherung nach § 10 SGB V. Die Fami- 
lienversicherung umfaßt dieselben Leistun- 
gen, die dem Mitghed selbst zustehen, je- 
doch kein Krankengeld, da beim Familien- 
angehörigen in der Regel kein Lohnausfall 
eintritt. Für die Leistungen sind keine zu- 
sätzhchen Versicherungsbeiträge zu zahlen. 
Statt des Mutterschaftsgeldes erhalten Fa- 
milienversicherte ein Entbindungsgeld in 
Höhe von 150 DM (§ 200b RVO). Diese Re- 
gelung wird auch Ehegatten, die im Fami- 
lienrahmen mitarb eiten, gerecht. 

b) Falls der andere Ehegatte kein Mitghed der 
gesetzlichen Krankenversicherung ist, gilt 
der allgemeine Grundsatz, daß die Frage der 
Absicherung im Krankheitsfall eigenverant- 
worthch und partnerschafthch von den Be- 
teiligten im Rahmen des Familienrechts un- 
ter Beachtung der eigenständigen Rechte 
der mithelfenden Ehegatten, in der Regel 
der Ehefrauen, zu lösen ist. 

(4) Auch das geltende Krankenversicherungsrecht 
läßt somit dem Ehegatten die Entscheidungs- 
freiheit, die soziale Absicherung des mithelfen- 
den Ehegatten bei Krankheit und Mutterschaft 
selbst zu gestalten. Dabei beschränkt es den 
Versicherungsschutz nicht auf mithelfende 
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Ehegatten, die als Arbeitnehmer beschäftigt 
sind, sondern eröffnet weitergehende Möglich- 
keiten, die dem jeweiligen Status des mithel- 
fenden Ehegatten gerecht werden. Ein zusätz- 
licher Schutzbedarf ist nicht zu erkennen. Hin- 
gegen würde eine Ausweitung der Versiche- 
rungspflicht auf mithelfende Ehegatten zu ei- 
ner wesentlichen Beeinträchtigung des Ent- 
scheidungsfreiraums der Betreffenden führen. 
Eine Ausweitung der Versicherungsberechti- 
gung würde nicht in die differenzierten Rege- 
lungen über den versicherungsberechtigten 
Personenkreis passen und dem mithelfenden 
Ehegatten eine sozial nicht gerechtfertigte Son- 
derstellung einräumen. 

(5) Das geltende Recht zum Krankenversiche- 
rungsschutz für mithelfende Ehegatten ent- 
spricht voll den Anforderungen der vom EG- 
Ministerrat verabschiedeten Richtlinie, insbe- 
sondere den Artikeln 6 und 8. 

Ein System der sozialen Sicherheit im Krank- 
heitsfall für selbständig Erwerbstätige besteht 
in der Bundesrepublik Deutschland mit Aus- 
nahme der Künstlersozialversicherung und der 
gesondert behandelten landwirtschafthchen 
Krankenversicherung nicht. Soweit selbständig 
Erwerbstätige vor Aufnahme der selbständigen 
Tätigkeit versicherungspflichtig waren und 
diesen Versicherungsschutz als Selbständige 
freiwillig fortsetzen, werden auch ihre mithel- 
fenden Ehegatten entsprechend geschützt. So- 
fern Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach dem Künstlerso- 
zialversicherungsgesetz besteht, wird der Ehe- 
gatte, der selbst nicht selbständiger Künstler 
oder Publizist ist und für den auch kein ander- 
weitiger Krankenversicherungsschutz besteht, 
von der Familienversicherung erfaßt. 

Zum Prüfungsauftrag des Artikels 8 der Richt- 
linie wird auf folgendes hingewiesen: 

a) Bei einem Aufenthalt eines Versicherten in 
einem Krankenhaus oder bei einer Kur stellt 
die Krankenkasse eine Haushaltshüfe oder 
erstattet die Kosten in angemessener Höhe, 
wenn eine Weiterführung des Haushalts 
nicht möglich ist und ein Kind unter acht 
Jahren oder ein hilfebedürftiges behindertes 
Kind im Haushalt lebt (§ 38 Abs. 1 SGB V). 
Die Satzung der Krankenkasse kann diese 
Leistung auch in anderen Fällen vorsehen, 
wenn Versicherte wegen Krankheit den 
Haushalt nicht weiterführen können. Die 
Krankenkasse kann dabei auch die Alters- 
grenze für das zu versorgende Kind erhö- 
hen. Bei Schwangerschaft oder Entbindung 
ist schon im Gesetz keine Altersgrenze vor- 
gesehen (§ 199 RVO). Außerdem haben die 
Versicherten Anspruch auf häusliche Pflege, 
soweit dies wegen Entbindung oder 
Schwangerschaft erforderlich ist (§ 198 
RVO). 

b) Als Geldleistung steht seit dem 1. Januar 
1986 erstmals auch dem mithelfenden Ehe- 


gatten bei der Geburt eines Kindes das Er- 
ziehungsgeld nach dem Bundeserziehungs- 
geldgesetz zu. Es beträgt 600 DM monatlich. 
Vom 7. Lebensmonat an gelten Einkom- 
mensgrenzen. Vor 1986 gab es das Mutter- 
schaftsgeld nach der Schutzfrist (ab der 
8. Woche nach der Geburt) nur für abhängig 
beschäftigte Frauen. 


2. Landwirtschaftliche Krankenversicherung 

Für landwirtschafthche Unternehmer sowie für de- 
ren mitarbeitende Familienangehörige besteht in 
der Bundesrepubhk Deutschland ein besonderes 
System der sozialen Sicherheit im Krankheitsfall. 
Es handelt sich um ein gesetzliches Pflichtversiche- 
rungssystem auf berufsständischer Grundlage. Die 
Leistungen der Krankenversicherung der Land- 
wirte entsprechen nach Art und Umfang weitge- 
hend den Leistungen, die auch sonst in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung gewährt werden. 
Lohnersatzleistungen wie Krankengeld und Mut- 
terschaftsgeld werden jedoch an die in der Land- 
wirtschaft selbständig Tätigen nicht gezahlt, viel- 
mehr wird statt dessen eine Ersatzkraft gestellt, die 
die Fortsetzung der Arbeit im Betrieb sicherstellen 
und damit zugleich den Ausfall von Einkünften 
verhindern soll (§ 9 Zweites Gesetz über die Kran- 
kenversicherung der Landwirte — KVLG 1989). 

(1) Betreiben Ehegatten auf der Basis eines Gesell- 
schaftsvertrages gemeinsam ein landwirt- 
schafthches Unternehmen, sind beide über die 
gesetzliche Krankenversicherung der Land- 
wirte geschützt (§ 2 Abs. 3 KVLG 1989). Zur 
Vermeidung einer doppelten Beitragsbela- 
stung besteht jedoch nur für den Ehegatten 
Versicherungs- und Beitragsp flicht, der das 
Unternehmen überwiegend leitet. 

Der andere Ehegatte ist in diesem Fall beitrags- 
frei im Rahmen der Famüienhilfe mitversichert. 
Die Leistungen der Familienhilfe werden weit- 
gehend unter den gleichen Voraussetzungen 
und im gleichen Umfang wie für Versicherte 
gewährt. 

Ist die Ehefrau diejenige, die das Unternehmen 
überwiegend leitet, besteht für sie Versiche- 
rungspflicht in der landwirtschaftlichen Kran- 
kenversicherung. Bei Krankheit, Schwanger- 
schaft und Mutterschaft hat sie einen eigen- 
ständigen Anspruch auf eine Betriebshilfe so- 
wie Haushaltshüfe, wenn die Satzung der je- 
weüigen Kasse dies vorsieht und die darin auf- 
gestellten Voraussetzungen für diese Ansprü- 
che erfüllt sind. Leitet der Ehemann überwie- 
gend das landwirtschaftliche Unternehmen, so 
daß für ihn Versicherungspflicht besteht, kann 
für die mitversicherte Ehefrau ebenfalls ein An- 
spruch auf Betriebshilfe und Haushaltshüfe ge- 
geben sein, da den Kassen gesetzlich die Mög- 
lichkeit eingeräumt ist, in ihrer Satzung die ge- 
nannten Leistungen auch auf den Ehegatten 
des versicherten landwirtschaftlichen Unter- 
nehmers zu erstrecken. 
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(2) Stellt sich die Mitarbeit des Ehegatten nicht als 
selbständige Tätigkeit dar, sondern erfolgt sie 
aufgrund eines Arbeitsvertrages, der mit dem 
anderen Ehegatten geschlossen wurde, besteht 
für den mithelfenden Ehegatten Versiche- 
rungs- und Beitragspflicht in der allgemeinen 
gesetzlichen Krankenversicherung. Er genießt 
in diesem Fall den voUen Versicherungsschutz 
wie ein Arbeitnehmer im außerlandwirtschaft- 
lichen Bereich einschließhch der Lohnersatzlei- 
stungen im Fall der Krankheit, Schwanger- 
schaft und Mutterschaft. 

(3) Wird die Mitarbeit von dem Ehegatten allein 
aufgrund der familiären Bindung geleistet, er- 
gibt sich umfassender Krankenversicherungs- 
schutz aus der beitragsfreien Familienhilfe im 
Rahmen der Versicherung des Unternehmer- 
Ehegatten (§ 7 KVLG 1989). In diesen Fällen 
können auch Betriebs- und Haushaltshilfe be- 
ansprucht werden, da alle landwirtschaftiichen 
Krankenkassen von der ihnen gesetzlich einge- 
räumten Möglichkeit Gebrauch gemacht und 
in ihren Satzungen die genannten Leistungen 
für die Ehegatten der versicherten landwirt- 
schaftlichen Unternehmer vorgesehen haben. 

3. Angesichts des Umfangs der durch die geltenden 
krankenversicherungsrechtlichen Regelungen ge- 
gebenen Absicherung der mitarb eilenden Ehegat- 
ten werden weitergehende Regelungen für nicht 
erforderlich gehalten. Im übrigen wird auf die obi- 
gen Ausführungen im letzten Satz des Abschnitts 
„Altershilfe für Landwirte" verwiesen. 


III. Unfallversicherung 

Für den Bereich der Unfallversicherung wird bezüg- 
lich des Berichtsgegenstands auf die Ausführungen 
zur Altersversorgung und zum Invaliditätsschutz un- 
ter B. I. 1. Bezug genommen. 

Auch für die Unfallversicherung ist zu unterscheiden, 
ob die Ehegatten auf einer arbeitsrechtlichen oder 
gesellschaftsrechtlichen Grundlage oder aufgrund fa- 
milienbedingter Zusammengehörigkeit an der selb- 
ständigen Erwerbstätigkeit des anderen Ehegatten 
beteiligt sind. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

1. Soweit die Mitarbeit des Ehegatten die Vorausset- 
zungen für ein Beschäftigungsverhältnis erfüllt, 
entspricht die Absicherung des Ehegatten in der 
gesetzlichen Unfallversicherung in vollem Umfang 
der eines sonstigen Arbeitnehmers. Dies gilt insbe- 
sondere für die Versicherungspflicht, Beitrags- 
pflicht und die Leistungen bei Eintritt des Versiche- 
rungsfalles, allerdings mit folgender Besonderheit 
in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung: 

Für die mit den landwirtschaftlichen Unterneh- 
mern in häuslicher Gemeinschaft lebenden Ehe- 
gatten (§ 539 Abs. 1 Nr. 5 RVO) gelten für die Be- 
rechnung von Geldleistungen als Jahresarbeitsver- 
dienst Durchschnittssätze (§ 780 Abs. 1 RVO). Dies 
gilt auch, wenn die Ehegatten aufgrund eines Ar- 


b eit s Vertrages im Unternehmen tätig sind. Insofern 
werden die landwirtschaftlichen Unternehmer und 
ihre Ehegatten gleichgestellt. 

2. Eine unternehmerische (selbständige) Tätigkeit ist 
in der gesetzhchen Unfallversicherung grundsätz- 
lich nicht versichert. Dies gilt auch für den (unter- 
nehmerisch tätigen) mitarbeitenden Ehegatten, 
der aufgrund eines Gesellschaftsverhältnisses im 
gemeinschaftlichen Unternehmen tätig ist. Von 
diesem Grundsatz gibt es folgende Ausnahmen: 

(1) Nach § 539 Abs. 1 Nr. 2, 5 und 6 RVO sind 
die dort genannten Gruppen von Selbständi- 
gen versicherungspflichtig (Zwischenmeister, 
Hausgewerbetreibende, Landwirte, Küsten- 
schiffer und Küstenfischer); dies gilt auch für 
ihre im Unternehmen tätigen Ehegatten. Diese 
Versicherungspflicht besteht auch, wenn der 
mitarbeitende Ehegatte den Status eines 
Selbständigen hat oder aus familiären Gründen 
mitarbeitet. Es handelt sich um Berufsgruppen, 
bei denen die Mitarbeit des Ehegatten beson- 
ders häufig vorkommt. Ferner unterliegen die 
im Gesundheits- oder Veterinärwesen oder in 
der Wohlfahrtspflege Tätigen nach § 539 Abs. 1 
Nr. 7 RVO der Versicherungspflicht. Erfüllt der 
selbständig mitarbeitende Ehegatte die Vor- 
aussetzungen für die Versicherungspflicht 
nach dieser Vorschrift, ist er ebenfalls kraft Ge- 
setzes gegen Unfall versichert. 

(2) Für andere Gruppen von Selbständigen kann 
die Satzung des Unfallversicherungsträgers die 
Versicherungspflicht auf Unternehmer und auf 
die im Unternehmen tätigen Ehegatten erstrek- 
ken (§ 543 RVO). 

(3) Darüber hinaus können Unternehmer und ihre 
im Unternehmen tätigen Ehegatten der Unfall- 
versicherung freiwillig beitreten, soweit sie 
nicht schon kraft Gesetzes oder kraft Satzung 
versichert sind (§ 545 RVO). 

3. Im übrigen kann im Einzelfall Versicherungsschutz 
für Ehegatten bestehen, die im Unternehmen des 
anderen Ehegatten vorübergehend wie ein Arbeit- 
nehmer tätig werden. 

Hinsichthch Voraussetzungen, Art und Höhe von Lei- 
stungen werden Unternehmer und ihre Ehegatten 
grundsätzlich gleichgestellt. In der landwirtschaftli- 
chen Unfallversicherung gilt die zu 1. dargestellte Be- 
sonderheit. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß 
das geltende Recht der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung — unter Wahrung der Entscheidungsfreiheit des 
einzelnen — eine umfassende Möglichkeit der Absi- 
cherung des mithelfenden Ehegatten gegen die Risi- 
ken von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten eröff- 
net. 

Somit besteht auch für den Bereich der Unfallversi- 
cherung im Hinblick auf die eingangs erwähnte EG- 
Richtlinie kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf. 
Im übrigen wird auf die Aussage im letzten Absatz des 
Abschnitts „Altershilfe für Landwirte" verwiesen. 
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IV. Arbeitslosenversicherung 

In der Arbeitslosenversicherung sind nur Arbeitneh- 
mer versichert (§168 AFG). Soweit die Mitarbeit im 
Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses erfolgt, 
haben Ehegatten unter den gleichen Voraussetzun- 
gen Anspruch auf Arbeitslosengeld wie sonstige Ar- 
beitnehmer. 

Eine freiwilhge Arbeitslosenversicherung außerhalb 
des Arbeitnehmerstatus, etwa für Selbständige oder 
deren Ehegatten, die aufgrund eines Gesellschafts- 
verhältnisses oder aufgrund familiärer Zugehörigkeit 
mitarbeiten, kennt das Arbeitsförderungsgesetz we- 
gen der Besonderheiten des Risikos der Arbeitslosen- 
versicherung nicht. 

Auch durch die Arbeitslosenhilfe sind mitarbeitende 
Ehegatten gegen den Arbeitsentgeltausfall infolge 
Arbeitslosigkeit ab ge sichert, wenn sie als Arbeitneh- 
mer beschäftigt sind. 

Diese Regelungen sind sachgerecht. Eine Einbezie- 
hung mithelfender Familienangehöriger, die keine 
Arbeitnehmer sind, in den Schutz der Arbeitslosen- 
versicherung und der Arbeitslosenhilfe kann nicht in 
Betracht gezogen werden. 

Arbeitslosengeld als Leistung der Arbeitslosenversi- 
cherung und Arbeitslosenhilfe treten als Lohnersatz- 
leistungen an die Stelle des wegen Arbeitslosigkeit 
ausfallenden Arbeitsentgeltes. Die Leistungen sind 
deshalb grundsätzlich auf Personen beschränkt, die 


vor Eintritt der Arbeitslosigkeit Arbeitsentgelt erzielt 
haben, aber wegen Arbeitslosigkeit nicht mehr erzie- 
len können. Für mithelfende Famihenangehörige ist 
dagegen kennzeichnend, daß sie kein Arbeitsentgelt 
erzielen. 

Ist ein Ehegatte nicht als Arbeitnehmer bei seinem 
Ehegatten beschäftigt, sondern hilft er als Familienan- 
gehöriger im Betrieb des Ehegatten mit, wird er durch 
famihenrechthche Unterhaltsansprüche geschützt. 
Soweit diese Sicherung nicht ausreicht, tritt die So- 
zialhilfe mit ergänzenden Leistungen ein. 

Im übrigen gelten die Gründe, die gegen eine Versi- 
cherungspflicht des mithelfenden Ehegatten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung sprechen, auch für 
die Arbeitslosenversicherung (vgl. dazu oben Zu 
B. 1. 2.a), ab 2. Absatz). 


C. Zusammenfassende Bewertung 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß es in den ge- 
nannten Bereichen der sozialen Sicherheit — unter 
Wahrung der Gestaltungsfreiheit des einzelnen — 
sehr weitgehende Möglichkeiten der sozialen Absi- 
cherung der mitarbeitenden Ehegatten von Selbstän- 
digen gibt. Das innerstaaüiche Recht steht auch im 
Einklang mit der vom EG-Ministerrat verabschiede- 
ten Richthnie, so daß in keinem Bereich ein gesetzge- 
berischer Handlungsbedarf besteht. 
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